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setzgebung“, in dem die verschiedenen Abschnitte des StGB- 
Entwurfs analysiert und kritisiert wurden.

Schließlich ist noch die Lehrtätigkeit kommunistischer Juri­
sten an den Parteischulen der KPD zu nennen. So hielten 
z. B. Felix Halle, Hilde Benjamin und andere an der Berli­
ner Marxistischen Arbeiterschule (MASCH) Vorträge über 
Rechtsfragen.27 Hier wurde eine enge Verbindung zwischen 
Lehre und Praxis hergestellt. Dabei zeichneten sich die kom­
munistischen Juristen durch eine gewisse Universalität aus: 
Die Klassenkampf situation und der Kadermangel ließen es 
nicht zu, daß sie sich nur auf ein Gebiet beschränkten. Bei­
spielsweise war Dr. Eduard Alexander als Reditsanwalt für 

- die Rote Hilfe Deutschlands tätig, vertrat die kommunistische 
Fraktion im Strafrechtsausschuß, publizierte zu strafrechts­
wissenschaftlichen Themen und wirkte aktiv in der Inter­
nationalen Juristischen Vereinigung./Zugleich aber war er 
einer der bedeutendsten Wirtschaftstheoretiker der KPD28 
und Redakteur der „Roten Fahne“, 1924 sogar Chefredakteur.

Die Rolle der Internationalen Juristischen Vereinigung 
für die kriminalwissenschaftliche Arbeit der KPD ч

Die Internationale Juristische Vereinigung (IJV) wurde auf 
einer Konferenz im Dezember 1929 in Berlin gegründet. Sie 
betrachtete es als ihre Aufgabe, sich „auf juristischem Ge­
biet dem Schutze der Freiheiten und Interessen derjenigen 
zu widmen, welche wirtschaftlich ausgebeutet, sozial benach­
teiligt und politisch unterdrückt sind“.29

Bemerkenswert sind folgende grundlegende Aussagen zur 
Arbeit der IJV: Das Recht ist nicht nur aus dem Gesetzes­
text zu entnehmen, es ist auch in seiner praktischen Anwen­
dung und in seinen Auswirkungen auf das Leben zu studie­
ren. Die einfache Mitteilung von Tatsachen ist noch kein 
Beweis für Wissenschaftlichkeit, vielmehr müssen die Tatsa­
chen entsprechend der historischen Dialektik in ihrer Entste­
hung, ihrer Entwicklung, ihren Tendenzen untersucht wer­
den, dabei sind besonders die ökonomischen und sozialen 
Gegebenheiten im Auge zu behalten, sonst hieße es, das Recht 
in irgendeinen Mythos ohne realen Wert zu verwandeln.30

Die IJV reflektierte die Bemühungen der KPD, breiteste 
Möglichkeiten des Erkenntnisgewinns zu erschließen. Die Zu­
sammensetzung des Vorstandes der deutschen Landesgruppe 
gibt Aufschluß über das breite Bündnis. Ihm gehörten an: 
Dr. A. Apfel, Justizrat Dr. J. Werthauer, Dr. L. Bendix, Pri­
vatdozent Dr. E. J. Gumbel, Dr. E. Alexander, Prof. F. Halle, 
Dr. H. Benjamin, Dr. H. Horstmann, Dr. R. Helm, F. Timpe und 
Dr. G. Berger.31

Die Machthaber in Deutschland erkannten die nationale 
und internationale Bedeutung der IJV und versuchten des­
halb, sie als „kommunistische Organisation“ hinzustellen: 
„Die Wahl nichtkommunistischer Mitglieder ist nur deshalb 
erfolgt, um nach außen hin einen überparteilichen Charak­
ter vorzutäuschen.“32 Nun spielten zwar die kommunistischen 
Juristen eine wichtige Rolle in der IJV; aber in erster Li­
nie war diese Organisation die Verkörperung eines Bündnis­
ses mit dem Anliegen, „die Theorie mit der praktischen 
Arbeit zugunsten der Verfolgten und Unterdrückten zu verbin­
den“.33 Berücksichtigt man das breite Spektrum von Mit­
gliedern dieser Vereinigung und von Autoren ihrer Zeit­
schrift, so stellte sie bereits einen Vorgriff auf die seit 1935 
durchgängig praktizierte Volksfrontpolitik der KPD dar. Zu­
treffend bemerkte die Rote Hilfe Deutschlands in einem 
Rundschreiben vom April 1931: Die IJV „hat ihren festen 
Willen gezeigt, die juristischen Probleme zu studieren und 
die Justiz zu bekämpfen, indem sie sich auf den Boden der 
Interessen der werktätigen Massen stellt“; daher sei es not­
wendig, diese Vereinigung von Juristen und Intellektuel­
len zu unterstützen.34

Die IJV führte sowohl Konferenzen als auch Diskussions­
abende mit öffentlichem Charakter durch, z. B. zu folgenden 
Themen: die Verteidigung in politischen Prozessen; das Ge­
setz zum Schutze der Republik; Strafrecht und Presse; ver­
gleichendes und zukünftiges Sexualstrafrecht; das Schnell­
gerichtsverfahren.

Die Stellung der KPD
zur sowjetischen Strafrechtswissenschaft

Bei der Darstellung der kriminalwissenschaftlichen Arbeit 
der KPD muß vor allem auch die Bedeutung der Sowjetwis­
senschaft hervorgehoben werden. Die KPD zeigte sich den 
Erfahrungen und Ergebnissen der jungen sowjetischen Straf­
rechtswissenschaft gegenüber nicht nur aufgeschlossen, son­
dern griff bewußt auf sie zurück und suchte eine enge Ver­
bindung.

Beispielsweise wurde wissenschaftliche Literatur aus der 
UdSSR veröffentlicht: Es erschienen Arbeiten der Professo­
ren Stutschka und Paschukanis, dessen „Allgemeine Rechts­
lehre und Marxismus“ von Felix Halle ausführlich rezensiert 
wurde.39 Der Strafrechtsprofessor Pasche-Öserski hielt sich 
Ende der 20er Jahre zu einer Vorlesungsreise in Deutschland 
auf; sein Buch über den sowjetischen Strafvollzug wurde ver­
öffentlicht und besprochen.36

In die Diskussion über das Sexualstrafrecht wurden die 
sowjetischen Erfahrungen mit dem durch Gesetz vom 18. No­
vember 1920 legalisierten Schwangerschaftsabbruch einge­
bracht. Die daneben durchgeführten eigenen Untersuchungen 
der Partei widerlegen die oft von bürgerlicher Seite vorge­
tragene Behauptung, die KPD hätte nur Wahlagitation be­
trieben.37 Natürlich lehnte sie es prinzipiell ab, Wissenschaft 
im Elfenbeinturm zu betreiben; vielmehr mußte sie sich wis­
senschaftlich an der Klassenkampfdynamik und an den kon­
kreten Lebensinteressen orientieren. Die tiefe Beschäftigung 
mit ;der Abtreibungsproblematik ist gerade Beleg für Wis­
senschaftlichkeit. Wie ernsthaft die Argumente der KPD von 
der imperialistischen deutschen Regierung genommen wur­
den, geht z. B. aus einem detaillierten Bericht hervor, den 
die deutsche Botschaft in Moskau im Juni 1931 an ihre Re­
gierung über die sowjetischen Bemühungen gab.38

*

Zusammenfassend ist zu sagen, daß kriminalwissenschaftli­
cher Erkenntnisgewinn von der KPD weniger in üblichen 
Formen systematischer Theorieentwicklung als vielmehr im 
Zusammenhang mit wichtigen Parteidokumenten, in der Ar­
beit der KPD-Fraktion im Deutschen Reichstag, in Vorträ­
gen, Aufsätzen und Massenbroschüren kommunistischer Ju­
risten sowie im Wirken in den verschiedensten nationalen 
und internationalen gesellschaftlichen Vereinigungen erreidht 
wurde.
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Neue Gesetzestextausgaben aus dem Staatsverlag der DDR
Sekundärrohstoffwirtschaft
Herausgeber: Ministerium für Materialwirtschaft 
184 Selten; EVP (DDR): 10,80 M
Wie kaum eine andere volkswirtschaftliche Aufgabe berührt die Erfassung und 
Verwertung von Sekundärrohstoffen und Abprodukten alle Bereiche des gesell­
schaftlichen Lebens. Hohe Anforderungen sind an die Kombinate, Betriebe und 
wissenschaftlichen Einrichtungen aller Zweige und Bereiche der Volkswirtschaft 
sowie an die staatlichen Organe zur Erschließung, dieser Rohstoffreserven 
gestellt. Unerläßliche Voraussetzung für die Realisierung der Aufgaben ist die 
Einhaltung und konsequente Durchführung der auf dem Gebiet der Sekundär­
rohstof fwirtschaft erlassenen Rechtsvorschriften. Dazu soll die vorliegende Text­
ausgabe — die erste in sich geschlossene auf diesem Gebiet — beitragen. Sie 
enthält Grundsatzbestimmungen zur umfassenden Nutzung von Sekundärroh­
stoffen sowie Rechtsvorschriften zur Planung und Bilanzierung von Sekundär­
rohstoffen und Abprodukten, zur Organisation der Erfassung und Verwertung 
metallischer und nichtmetallischer Sekundärrohstoffe, zur Mehrfachnutzung von 
Verpackungsmitteln sowie zur schadlosen Beseitigung nicht nutzbarer Abpro­
dukte. Durch Vorbemerkungen und Anmerkungen wird der innere Zusammen­
hang der Rechtsvorschriften verdeutlicht.

Gütertransportrecht
Herausgeber: Ministerium für Verkehrswesen 
299 Seiten; EVP (DDR) : 20 M
Diese Textausgabe ist die erste komplexe Sammlung rechtlicher Regelungen 
für den Bereich Gütertransport durch Eisenbahn, Binnenschiffahrt und öffent­
lichen Kraftverkehr innerhalb der DDR. Die allgemeinen Rechtsvorschriften um­
fassen u. a. die Gütertransportverordnung nebst Durchführungsbestimmungen, 
die Stückgutanordnung, die Transportbilanzanordnung, die АО über den Trans­
port gefährlicher Güter sowie die Allgemeinen Bedingungen für die Überlas­
sung von Containern zur Nutzung. Die speziellen Vorschriften sind jeweils den 
Komplexen Eisenbahn, Binnenschiffahrt und Kraftverkehr zugeordnet. In den 
Komplex Eisenbahn wurden u. a. die Eisenbahn-Verkehrsordnung, die Allge­
meinen Bedingungen für Anschlußbahnen undwdie Bahnaufsichtsverordnung 
aufgenommen. Zum Komplex Kraftverkehr gehören u. a. die VO über die 
Koordinierung des Güter- und Personenverkehrs mit Kraftfahrzeugen sowie die 
Ladungstransportordnung Kraftverkehr.

Die Textausgabe wird durch Anmerkungen und Hinweise auf Veröffent­
lichungen im „Tarif- und Verkehrsanzeiger" (TVA) ergänzt.


